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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.05.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2020/17/0001 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2020/17/0073 E 30.07.2021 

Rechtssatz 

Der vom EuGH in seinem Urteil des EuGH, C-64/18, Maksimovic, abgehandelte 
Verfahrenskostenbeitrag (dort: des § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG) ist - für sich alleine - nicht unvereinbar 
mit Unionsrecht; gemäß Rn. 46 dieses Urteils bewirkt vielmehr erst das Zusammenwirken der davor 
aufgezählten Vorgaben im Strafverfahren ein nicht angemessenes Verhältnis zur Schwere der geahndeten 
Verstöße. Ein Verfahrenskostenbeitrag im Ausmaß eines Prozentsatzes der Geldstrafe erreicht nämlich 
typischerweise erst im Zusammenwirken mit übermäßig hohen Geldstrafen ein unverhältnismäßiges 
Ausmaß und wird daher schon bei Beachtung der Kriterien betreffend die unionsrechtskonforme 
Bemessung einer Geldstrafe auf ein angemessenes Ausmaß begrenzt (vgl. dazu VwGH 15.10.2019, Ra 
2019/11/0033, 0034, Rn. 32). Im vorliegenden Revisionsfall wurde zwar kein Verfahrenskostenbeitrag 
nach § 52 VwGVG, jedoch einer gemäß § 64 VStG vorgeschrieben. Angesichts der Verhältnismäßigkeit 
der in § 52 Abs. 2 erster Strafsatz GSpG vorgesehenen Geldstrafen erweist sich auch eine Verhängung 
eines solchen Verfahrenskostenbeitrages gemäß § 64 VStG im Lichte der Rechtsprechung des EuGH als 
verhältnismäßig. 
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